
ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 2. Dezember 1998

über Beihilfen zugunsten des Steinkohlebergbaus 1998

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(1998) 4026)

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(1999/270/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROP¾ISCHEN
GEMEINSCHAFTEN Ð

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl,

gestützt auf die Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS der
Kommission vom 28. Dezember 1993 über die
Gemeinschaftsregelung für staatliche Beihilfen zugun-
sten des Steinkohlenbergbaus (1) insbesondere auf Arti-
kel 2 Absatz 1 und Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I

Mit Schreiben vom 28. Oktober 1997 hat Deutschland
der Kommission gemäû Artikel 9 Absatz 1 der Ent-
scheidung Nr. 3632/93/EGKS eine Mitteilung zu den
für das Jahr 1998 vorgesehenen Beihilfen für den
Steinkohlenbergbau notifiziert. Auf Ersuchen der Kom-
mission hat Deutschland mit den Schreiben vom 26.
März 1998, 28. April 1998, 27. August 1998, 23.
Oktober 1998 und 4. November 1998 weitere Infor-
mationen übermittelt.

Mit Schreiben vom 26. März 1998 hat Deutschland
gemäû Artikel 8 Absatz 4 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS die neuen Leitlinien der Kohlepolitik
bis zum Jahr 2002 mitgeteilt, die den Plan modifizie-
ren, zu dem die Kommission in ihrer Entscheidung
94/1070/EGKS (2) betreffend die Steinkohlebeihilfen
für das Jahr 1994 eine befürwortende Stellungnahme
abgegeben hat (nachstehend ¹Umstrukturierungsplan
von 1994ª).

Gemäû der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS nimmt
die Kommission erstens zu der Vereinbarkeit des Plans
zur Modernisierung, Rationalisierung, Umstrukturie-
rung und Rücknahme der Fördertätigkeit im Steinkoh-
lenbergbau mit den allgemeinen und besonderen Zie-
len der Entscheidung Stellung.

Sie befindet gemäû der Entscheidung zweitens für das
Jahr 1998 über folgende finanzielle Maûnahmen:

a) eine Betriebsbeihilfe gemäû Artikel 3 der Entschei-
dung in Höhe von 5 171 Mio. DEM;

b) eine Beihilfe für die Rücknahme der Fördertätigkeit
gemäû Artikel 4 der Entscheidung in Höhe von
3 164 Mio. DEM;

c) eine Beihilfe gemäû Artikel 3 der Entscheidung in
Höhe von 81 Mio. DEM zur Erhaltung der Unter-
tagebelegschaft (Bergmannsprämie);

d) eine Beihilfe im Sinne von Artikel 5 der Entschei-
dung in Höhe von 1 011 Mio. DEM zur Deckung
auûergewöhnlicher Belastungen zugunsten der
Unternehmen RAG Aktiengesellschaft, Saarberg-
werke AG, Preussag Anthrazit GmbH und Sophia
Jacoba GmbH; diese Beihilfe umfaût:

Ð eine Beihilfe zur Deckung zusätzlicher Wasser-
haltungskosten im Rahmen der Umstrukturie-
rungsmaûnahmen zugunsten der Unternehmen
RAG Aktiengesellschaft, Saarbergwerke AG
und Preussag Anthrazit GmbH in Höhe von
161 Mio. DEM;

Ð eine Beihilfe zugunsten der Unternehmen RAG
Aktiengesellschaft, Saarbergwerke AG und
Sophia Jacoba GmbH in Höhe von 850 Mio.
DEM, die es ihnen ermöglicht, die Kosten zu
decken, die durch die Umstrukturierung des
Steinkohlenbergbaus entstehen oder entstanden
sind und nicht mit der laufenden Produktion
zusammenhängen (Altlasten).

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1993, S. 12.,
(2) ABl. L 385 vom 31.12.1994, S. 18.
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Die von Deutschland geplanten finanziellen Maûnah-
men zugunsten des Steinkohlebergbaus entsprechen
den Vorschriften von Artikel 1 Absatz 1 der Entschei-
dung Nr. 3632/93/EGKS. Infolgedessen muû die Kom-
mission gemäû Artikel 9 Absatz 4 der Entscheidung
über diese Maûnahmen befinden. Dabei beurteilt die
Kommission, ob sie mit den allgemeinen Zielen und
Kriterien des Artikels 2 und den besonderen Kriterien
der Artikel 3 und 4 der Entscheidung in Einklang ste-
hen und ob sie mit dem Funktionieren des Gemein-
samen Marktes vereinbar sind. Ferner bewertet die
Kommission gemäû Artikel 9 Absatz 6 der Entschei-
dung, ob die notifizierten Maûnahmen mit dem vor-
gelegten Plan zur Modernisierung, Rationalisierung,
Umstrukturierung und Rücknahme der Fördertätigkeit
vereinbar sind.

Am 20. Juli 1998 hat das Steinkohlenbergbauunter-
nehmen RJB Mining plc ± ein Unternehmen im Sinne
von Artikel 80 EGKS-Vertrag ± beim Gericht erster
Instanz der Europäischen Gemeinschaften Klage gegen
die Entscheidung der Kommission vom 10. Juni 1998
über Beihilfen Deutschlands zugunsten des Steinkoh-
lenbergbaus 1997 eingereicht (1).

II

Am 13. März 1997 wurde zwischen der Bundesregie-
rung, den Landesregierungen Nordrhein-Westfalens
und des Saarlands sowie den Bergbauunternehmen und
den Gewerkschaftsverbänden im Bereich Bergbau und
Stromerzeugung im Rahmen des Artikels 8 Absatz 4
der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS eine Einigung
über die neuen Leitlinien für den deutschen Steinkoh-
lenbergbau für den Zeitraum 1998±2005 erzielt.

Diese Vereinbarung sieht eine anhaltende Rücknahme
der jährlichen Fördermenge auf 37 Mio. t Steinkohle-
einheit (SKE) im Jahr 2002 und eine Verringerung der
Belegschaft um 30 000 Mitarbeiter auf insgesamt
56 000 vor, einschlieûlich der Nebenaktivitäten. Die
Förderung wird dann von 12 Bergwerken erbracht.
Obwohl die Planung für den Zeitraum bis 2005
erstellt wurde, gehen die im November 1997 beschlos-
senen Einzelmaûnahmen nur bis zum Auslaufen der
Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS. Die Kostenentwick-
lung, die Preise bei der Importkohle und vor allem die
Absatzmöglichkeiten lassen sich nicht mit hinreichen-
der Sicherheit absehen, um das Tempo der im
Anschluû daran erforderlichen Förderrücknahme in
diesem Sektor genau festlegen zu können.

Der Plan zur Modernisierung, Rationalisierung,
Umstrukturierung und Rücknahme der Fördertätigkeit
wurde von der Kommission auf der Ebene der einzel-
nen Schachtanlagen der Unternehmen RAG Aktienge-
sellschaft, Saarbergwerke AG und Preussag Anthrazit
GmbH geprüft.

Plan zur Modernisierung, Rationalisierung, Umstruk-
turierung und Rücknahme der Fördertätigkeit des
Steinkohlenbergbaus für den Zeitraum 1998±2002

Die Bergbauplanung, die den Plänen zur Modernisie-
rung, Rationalisierung, Umstrukturierung und Rück-
nahme der Fördertätigkeit im deutschen Steinkohlen-
bergbau zugrunde liegt, geht von den folgenden Zielen
aus:

Ð optimale Verwendung der geringeren Finanzmittel;

Ð Produktions- und Kostenverringerung;

Ð nach gegenwärtiger Planung Beibehaltung des
Zugriffs auf die wichtigsten Lagerstätten sowie der
Option auf die Nordwanderung;

Ð Gewährleistung der qualitäts- und zeitgerechten
Versorgung der Kunden;

Ð sozialverträglicher Personalabbau unter Vermei-
dung betriebsbedingter Kündigungen;

Ð Berücksichtigung der regionalen Auswirkungen der
Maûnahmen.

Zur Umsetzung dieser Ziele wurde die Situation der
Bergwerke von den Unternehmen anhand der folgen-
den Kriterien bewertet:

Ð Reichweite der Lagerstätten;

Ð Kohlequalität;

Ð Kosten.

Diese einheitlichen Kriterien dürften eine objektive
Bewertung der aktuellen Situation und der künftigen
Entwicklung der Produktionsstätten ermöglichen. Auf
dieser Basis haben die betreffenden Unternehmen der
Kommission folgende Informationen übermittelt.

Umstrukturierung der Produktionsstätten der RAG
Aktiengesellschaft

A. Stillegungsmaûnahmen

Ð Die Emschermulde mit den Bergwerken Hugo/Con-
solidation und Ewald/Schlägel & Eisen;

Ð die Lippemulde mit den Bergwerken Fürst Leopold/
Wulfen und Westerholt;

(1) Rechtssache T-110/98 (ABl. C 299 vom 26.9.1998,
S. 38).
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Ð der Bereich Ost mit den Bergwerken Haus Aden/
Monopol und Heinrich Robert;

Ð das Bergwerk Westfalen.

1. Die Emschermulde mit den Bergwerken Hugo/Con-
solidation und Ewald/Schlägel & Eisen

Aus den genannten Bereichen wurde als erste Maû-
nahme die Neuordnung der Emschermulde mit der
Bildung des Verbundbergwerks Ewald/Hugo bereits
zum 1. Juli 1997 beschlossen und verwirklicht.

Hierbei handelt es sich um die letzte Phase eines
mehrstufigen Umstrukturierungsprozesses, den die-
ser Lagerstättenbereich seit der Gründung des
Unternehmens RAG Aktiengesellschaft erfahren
hat.

Aufgrund der Planung wird das Bergwerk Ewald/
Hugo vor dem 23. Juli 2002 auslaufen. Bis zu die-
sem Zeitpunkt werden die qualitativ guten Koks-
kohlen dieser Lagerstätte abgebaut sein. Der Lager-
stättenbereich Emschermulde wird damit endgültig
stillgelegt.

Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 4,4
Mio. t SKE und die Zahl der Beschäftigten auf
6 832.

2. Die Lippemulde mit den Bergwerken Fürst Leo-
pold/Wulfen und Westerholt

In der Lippemulde sind die folgenden Maûnahmen
geplant:

a) Zum 1. April 1998 wurden die Bergwerke Fürst
Leopold/Wulfen und Westerholt zum Verbund-
bergwerk Lippe zusammengeführt. Der Förder-
standort Fürst Leopold soll bis zur Fertigstel-
lung des fördertechnischen Verbunds im Jahr
2001 erhalten bleiben.

b) Bis zum Jahr 2001 wird die Förderung aus dem
Bereich Fürst Leopold/Wulfen mit dem Abbau
der wirtschaftlich gewinnbaren Vorräte und
dem Auslaufen von Baufeldern schrittweise
zurückgeführt. Durch die Aufgabe von Schäch-
ten und entsprechenden Tagesanlagen wird die
Infrastruktur unter und über Tage optimiert.
Die verbleibende Förderung wird auf den För-
derstandort Westerholt konzentriert.

Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 4,9
Mio. t SKE und die zahl der Beschäftigten auf
6 035.

3. Der Bereich Ost mit den Bergwerken Haus Aden/
Monopol und Heinrich Robert

Für diesen Bereich sind die folgenden Maûnahmen
geplant:

a) Zum 1. April 1998 wurden die Bergwerke
Haus Aden/Monopol und Heinrich Robert
unter Aufgabe des Nordfeldes Haus Aden zum
Verbundbergwerk Ost zusammengeführt. Bis
zum Jahr 2000 bleibt für das Baufeld-Monopol
der Förderstandort Haus Aden erhalten.

b) Im Jahr 2000 wird nach der Herstellung des
untertägigen Anschlusses die Förderung aus den
Baufeldern Haus Aden/Monopol und Heinrich
Robert auf den Förderstandort Heinrich Robert
konzentriert. Hiermit verbunden ist das Abwer-
fen von Feldesteilen sowie die Aufgabe von
Schächten und Tagesanlagen.

Durch diese Maûnahme wird die Kokskohlenpro-
duktion im östlichen Revier gesichert und einstwei-
len die Option auf eine Nordwanderung erhalten.

Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 5 Mio.
t SKE und die Zahl der Beschäftigten auf 6 857.

4. Das Bergwerk Westfalen

Das Bergwerk Westfalen wird im Jahr 2000 still-
gelegt. Bis zu diesem Zeitpunkt wird die Lager-
stätte wirtschaftlich optimal genutzt. Die bereits
eingeleitete Abraumphase führt zu entsprechend
niedrigen Kosten.

Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 2,5
Mio. t SKE und die Zahl der Beschäftigten auf
2 809.

B. Andere Maûnahmen

Neben den dargestellten Maûnahmen, die eine endgül-
tige Reduzierung der Förderkapazitäten betreffen, wird
der Modernisierungs-, Umstrukturierungs- und Ratio-
nalisierungsprozeû in allen verbleibenden Anlagen fort-
gesetzt. Damit werden zusätzliche Kostensenkungen
erzielt.

Das Bergwerk Friedrich Heinrich/Rheinland

Nachdem der Verbund beider Anlagen in der ersten
Hälfte der neunziger Jahre mit der Bereinigung der
Infrastruktur und dem Abriû bzw. der anderweitigen
Verwendung nicht mehr benötigter Tagesanlagen abge-
schlossen wurde, erfolgten im Bereich der Produktivi-
tät erhebliche Fortschritte durch weitere Rationalisie-
rungsmaûnahmen.
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Durch die Konzentration auf die leistungsfähigsten
Baufelder und die damit verbundene anhaltende Steige-
rung der Betriebspunktförderung konnte die Anzahl
der betriebenen Bauketten reduziert werden. Da gleich-
zeitig die nachgeschalteten Bereiche optimiert wurden,
gehört das Bergwerk heute zu denen, die das geringste
Defizit aufweisen.

Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 3,7 Mio. t
SKE und die zahl der Beschäftigten auf 4 117.

Das Bergwerk Niederberg

Trotz der Rücknahme der Förderung konnte das Berg-
werk Niederberg in den letzten Jahren eine im Hin-
blick auf die Reduzierung der Förderkosten positive
Entwicklung verzeichnen. Weitere Rationalisierungs-
maûnahmen werden die Situation des Bergwerks stabi-
lisieren. Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 2,2
Mio. t SKE und die Zahl der Beschäftigten auf 2 424.

Das Bergwerk Walsum

Das Bergwerk Walsum gehört zu den vorratsreichen
und leistungsfähigen Bergwerken des Unternehmens.
durch eine gezielte Flözauswahl und bestimmte tech-
nische Maûnahmen dürfen die vorübergehenden
betrieblichen Probleme im Abbaubereich überwunden
und seine Leistungsfähigkeit gesichert werden. Im Jahr
1997 belief sich die Förderung auf 2,9 Mio. t SKE und
die Zahl der Beschäftigten auf 3 802.

Das Bergwerk Lohberg/Osterfeld

Obwohl derzeit Rationalisierungsmaûnahmen die
Kosten- und Leistungsdaten dieses Förderstandorts
belasten, fördert das Bergwerk Lohberg/Osterfeld
hochwertige Kokskohlen. Es befindet sich in einer
Konsolidierungsphase und wird in Kürze die aufwen-
dige Infrastruktur unter Tage bereinigt haben, die noch
aus dem Verbund mit dem ehemaligen Bergwerk
Osterfeld resultiert. Im Jahr 1997 belief sich die För-
derung auf 2,9 Mio. t SKE und die Zahl der Beschäf-
tigten auf 4 262.

Das Bergwerk Prosper/Haniel

Das Bergwerk Prosper/Haniel verzeichnete in den letz-
ten Jahren Förderkosten, die zu den niedrigsten des
Unternehmens gehören. Weitere Rationalisierungs-
effekte im Betrieb werden in den nächsten Jahren
erwartet. Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf
3,7 Mio. t SKE und die Zahl der Beschäftigten auf
4 078.

Das Bergwerk Auguste Victoria

Das Bergwerk Auguste Victoria gehört zu den vorrats-
reichen und leistungsfähigen Bergwerken des Unter-
nehmens. Nach seinem Verkauf durch das Unterneh-
men BASF im Jahr 1992 und der vollständigen Einglie-
derung in den Bergbaubereich des Unternehmens im
Jahr 1996 wurden die vorhandenen Rationalisierungs-

potentiale erschlossen. Diese insgesamt positive Ent-
wicklung wird vorübergehend durch geologische
Schwierigkeiten beeinträchtigt. Im Jahr 1997 belief
sich die Förderung auf 3,1 Mio. t SKE und die Zahl
der Beschäftigten auf 4 173.

Das Bergwerk Blumenthal/Haard

Das Bergwerk Blumenthal/Haard wird derzeit eben-
falls mit geologisch bedingten Förderschwierigkeiten
konfrontiert. Die daraus resultierenden Förderausfälle
führen zu einem vorübergehenden Kostenanstieg.
Durch eine Konzentration der betriebenen Grubenfel-
der in Verbindung mit einem später zu realisierenden
Anschluûkonzept für die weiterhin bestehenden Nord-
wanderungsoption dürften die Kosten nachhaltig sin-
ken. Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 3,3
Mio. t SKE und die Zahl der Beschäftigten auf 4 447.

C. Auswirkungen der geplanten Maûnahmen

Die dargestellten Maûnahmen haben zur Folge, daû
die Zahl der Arbeitsplätze im gesamten Bergbau-
bereich des Unternehmens um rund 44 500 von durch-
schnittlich 89 500 im Jahr 1992 auf 45 000 im Jahr
2002 zurückgeht. Dies entspricht einem jährlichen
Abbau von rund 4 500 Beschäftigten. Im Vergleich
zum Umstrukturierungsplan von 1994 bedeutet dies
einen zusätzlichen Stellenabbau von 14 500 Beschäftig-
ten bis zum Jahr 2002. Der jetzt geplanten Beleg-
schaftsentwicklung liegt eine Leistungssteigerung von
4 % im Jahr zugrunde. Im Jahr 1997 belief sich die
Zahl der Beschäftigten auf 60 820.

Die Verringerung der Produktionskosten wird, in Prei-
sen von 1992 ausgedrückt, bis zum Jahr 2002 mit
rund 37 DEM/t SKE mehr als doppelt so hoch ausfal-
len wie im Umstrukturierungsplan von 1994 (16
DEM/t SKE) vorgesehen. Bis zum 31. Dezember 1997
hatten sich die Realkosten um rund 21 DEM/t SKE
verringert.

Die Förderung soll von 47,6 Mio. t SKE im Jahr 1992
auf 30,1 Mio. t SKE im Jahr 2002 zurückgeführt wer-
den. Gegenüber dem Umstrukturierungsplan von 1994
bedeutet dies eine um 8,2 Mio. t SKE höhere Förderre-
duzierung in diesem Zeitraum. Im Jahr 1997 belief
sich die Förderung auf 38,7 Mio. t SKE.

Umstrukturierung der Produktionsstätten des Unter-
nehmens Saarbergwerke AG

Die Vereinbarung über die neuen Leitlinien für den
deutschen Steinkohlenbergbau vom 13. März 1997
wird zu einem weiteren Förderrückgang sowie zur
Notwendigkeit führen, ein Bergwerk des Unterneh-
mens im Jahr 2000 zu schlieûen.
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A. Stillegungsmaûnahmen

Das Bergwerk Göttelborn/Reden

Trotz erheblicher Investitionen im Zeitraum
1990±1995 für die Zusammenlegung der Bergwerke
Reden, Göttelborn und Camphausen muû die Produk-
tionsstätte aufgrund von geologischen Schwierigkeiten
im Jahr 2000 stillgelegt werden.

Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 1,9 Mio. t
SKE und die Zahl der Beschäftigten auf 2 899.

B. Andere Maûnahmen

Das Bergwerk Ensdorf

Aufgrund des Anfang der neunziger Jahre eingeleiteten
Programms zur Modernisierung dieser Förderstätte
konnte eine hohe Produktivität aufrechterhalten wer-
den. Das Bergwerk Ensdorf war traditionell das lei-
stungsstärkste deutsche Bergwerk und dürfte seine Lei-
stungsstärke im hier betrachteten Zeitraum erhalten.
Die Voraussetzungen hierfür liegen vor und werden
mittelfristig durch ständige Produktivitätsverbesserun-
gen gesichert. Im Jahr 1997 belief sich die Förderung
auf 2,5 Mio. t SKE und die Zahl der Beschäftigten auf
2 231.

Das Bergwerk Warndt/Luisenthal

Das Bergwerk wird seine Leistungsfähigkeit voraus-
sichtlich steigern, indem

Ð Ende 1999 zwei Baufelder abgeworfen werden und

Ð in den Zukunftsfeldern neue Zuschnitte mit neuer
Technik zu erheblichen Optimierungen führen wer-
den.

Im Jahr 1997 belief sich die Förderung auf 22,2 Mio. t
SKE und die Zahl der Beschäftigten auf 3 504.

C. Auswirkungen der geplanten Maûnahmen

Die Belegschaft wird von 18 671 Mitarbeitern auf
8 478 im Jahr 2002 abgebaut, was einem Rückgang
um 10 193 entspricht. Gegenüber dem Umstrukturie-
rungsplan von 1994 bedeutet dies einen zusätzlichen
Belegschaftsabbau von 6 000 Beschäftigten bis zum
Jahr 2002. Im Jahr 1997 belief sich die Zahl der
Beschäftigten auf 14 220.

Die Verringerung der Produktionskosten wird, in Prei-
sen von 1992 ausgedrückt, im Jahr 2002 mit 100
DEM/t SKE um 40 DEM/t SKE höher ausfallen als im

Umstrukturierungsplan von 1994 vorgesehen. Zum 31.
Dezember 1997 hatten sich die Realkosten um 44
DEM/t SKE verringert.

Die Förderkapazität wird von rund 8 Mio. t SKE im
Jahr 1992 bis zum Jahr 2002 auf 5,1 Mio. t SKE
zurückgeführt; gegenüber dem Plan von 1994 ist dies
ein Rückgang um weitere 2,2 Mio. t SKE. Im Jahr
1997 betrug die Förderung 6,7 Mio. t SKE.

Umstrukturierung der Produktionsstätten der Preussag
Anthrazit GmbH

Das Unternehmen rechnet für den Zeitraum
1998±2002 weiterhin mit einer degressiven Kostenent-
wicklung. Gegenüber der für diesen Zeitraum zuletzt
im August 1994 vorgelegten Planung wurde die För-
derung jedoch infolge einer rückläufigen Absatzent-
wicklung nach unten korrigiert (von 2,05 Mio. t SKE/a
auf rund 1,7 Mio. t SKE/a). Aufgrund der inzwischen
erreichten Entwicklung im Grubenbetrieb ist das
Unternehmen der Ansicht, daû eine deutlich verbes-
serte Schichtleistung und daher eine gewisse Reduzie-
rung der Förderkosten möglich sind. Im Jahr 1997
belief sich die Förderung auf 1,7 Mio. t SKE.

Die Grundlage zu dieser Verbesserung wurde durch die
Umsetzung des 1990 erstellten Sanierungsplans gelegt.

Dieser Plan sieht die folgenden Maûnahmen vor:

Ð Umstellung des Gewinnungsverfahrens von Vorbau
auf rückbauartigen Verhieb. Die hierzu erforderli-
chen Vorleistungen (Vorauffahrung von Abbau-
begleitstrecken) wurden im wesentlichen in den
Jahren 1991 bis 1994 erbracht und in den folgen-
den zwei Jahren bis auf das angestrebte Maû aus-
gebaut. Infolge dieser Umstellung kann die gesamte
Strebförderung aus Rückbaubetrieben gewonnen
werden.

Ð Ausstattung der Abbaubetriebe und Streckenvor-
triebe mit leistungsfähigeren Gewinnungs- und Vor-
triebseinrichtungen. Diese Umrüstung ist inzwi-
schen weitestgehend abgeschlossen.

Ð Anpassung der Infrastruktur an die geringere För-
dermenge und deren Konsolidierung. Dieser eher
zuschnittsabhängige Prozeû ist bereits weit fort-
geschritten und dürfte sich auf die Höhe der Fix-
kosten auswirken.

Ð Die Belegschaft von 4 024 Mitarbeitern im Jahr
1992 wird auf 2 667 Mitarbeiter im Jahr 2002
zurückgeführt. Dies entspricht einem Rückgang um
33 % statt ± wie im Umstrukturierungsplan 1994
vorgesehen ± um rund 25 %. Im Jahr 1997 belief
sich die Belegschaft der Förderstätte auf 2 757 Mit-
arbeiter.
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III

Dem von Deutschland übermittelten Plan zufolge wird
der Rückgang der staatlichen Beihilfe zu einem anhal-
tenden Rückgang der Kohleförderung führen. Die
Kohleförderung soll von 47 Mio. t SKE im Jahr 1997
auf 37 Mio. t SKE im Jahr 2002 zurückgehen. Wenn-
gleich ein gewisser Rückgang der durchschnittlichen
Förderkosten im deutschen Steinkohlenbergbau zu ver-
zeichnen ist und unter Berücksichtigung des Artikels 3
Absatz 3 der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS, sind
die Förderkosten, in konstanten Preisen von 1992 aus-
gedrückt, nach wie vor hoch, da sie im Jahr 2002
noch 242 DEM/t SKE gegenüber 288 DEM/t SKE im
Jahr 1992 betragen dürften. Gegenüber dem Plan von
1994, der 28 DEM/t SKE Kostensenkung auswies, liegt
die jetzt geplante Reduktion in Höhe von 46 DEM/t
SKE deutlich höher. Die Weltmarktpreise dürften mit
rund 80 DEM/t relativ stabil bleiben, was das ungün-
stige Verhältnis zwischen der Importkohle und der
deutschen Steinkohle grundsätzlich fortbestehen lieûe.

Die Förderung im Jahre 2002 wird auf 37 Mio. t SKE
± verglichen mit 48 Mio. t SKE nach dem Umstruktu-
rierungsplan von 1994 ± zurückgenommen.

Die Zahl der Beschäftigten geht bis zum Jahr 2002 auf
ca. 56 000 ± statt der im Plan von 1994 vorgesehenen
rund 82 400 ± zurück.

Aufgrund dieser Ausführungen läût sich feststellen,
daû eine deutliche Reduzierung der Beihilfe im wesent-
lichen durch Maûnahmen zur Rückführung der För-
dertätigkeit erzielt werden kann.

Deshalb muû Deutschland bei der Umsetzung des
Plans für den Zeitraum 1992±2002 verfolgen, wie sich
die Förderkosten der Unternehmen, die staatliche Bei-
hilfen gemäû Artikel 3 der Entscheidung erhalten, ent-
wickeln. Deutschland verpflichtet sich, der Kommis-
sion für den Fall, daû das Ziel einer realistischen ten-
denziellen Senkung nicht erreicht werden kann, die
erforderlichen Korrekturmaûnahmen wie die Überprü-
fung der Einordnung von Schachtanlagen nach Artikel
3 und Artikel 4 der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS
vorzuschlagen.

Die Kommission hat bei der Beurteilung des Plans dem
Erfordernis Rechnung getragen, die sozialen und regio-
nalen Folgen der rückläufigen Entwicklung im Stein-
kohlenbergbau in Deutschland so weit wie möglich
abzuschwächen.

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist die Kom-
mission der Ansicht, daû der von Deutschland vor-
gelegte Plan mit den Zielen und Kriterien der Entschei-
dung Nr. 3632/93/EGKS vereinbar ist.

IV

Die Beihilfe gemäû Artikel 3 in Höhe von 5 171 Mio.
DEM ist für den Betrieb der Bergwerke vorgesehen,
die den Unternehmen RAG Aktiengesellschaft, Saar-
bergwerke AG und Preussag Anthrazit GmbH, Dr.
Arnold Schäfer GmbH und Merchweiler GmbH gehö-
ren.

Im Fall der RAG Aktiengesellschaft soll die Beihilfe
den Bergwerken Friedrich Heinrich/Rheinland, Nieder-
berg, Walsum, Lohberg/Osterfeld, Prosper/Haniel,
Westerholt, Auguste Victoria, Blumenthal/Haard und
Heinrich Robert zugute kommen. Bei der Saarberg-
werke AG ist die Maûnahme für die Bergwerke Ens-
dorf und Warndt/Luisenthal bestimmt. Im Fall der
Preussag Anthrazit GmbH ist die Beihilfe für den
Standort Ibbenbüren vorgesehen.

Diese Beihilfe in Höhe von 5 171 Mio. DEM ist dazu
bestimmt, die Differenz zwischen den Produktions-
kosten und dem auf der Grundlage der Weltmarkt-
bedingungen für Kohle ähnlicher Qualität aus Dritt-
ländern frei vereinbarten Verkaufspreis der Vertrags-
parteien auszugleichen.

Nach den von Deutschland mitgeteilten Informationen
und unter Berücksichtigung des Artikels 3 Absatz 3
der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS dürften die
durchschnittlichen Förderkosten der Bergwerke, die
unter Artikel 3 fallen, zu Preisen von 1992 im Jahr
1997 real um 5,4 % niedriger als im Jahr 1995 liegen,
d. h. 253 DEM/t SKE im Vergleich zu 268 DEM/t SKE
betragen.

Bei der Beurteilung der Betriebsbeihilfe gemäû Artikel
3 der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS hat die Kom-
mission auch der Notwendigkeit Rechnung getragen,
die sozialen und regionalen Folgen der Umstrukturie-
rung des Steinkohlenbergbaus in ohnehin von über-
durchschnittlicher struktureller Arbeitslosigkeit betrof-
fenen Regionen so weit wie möglich abzuschwächen.

So liegt der Anteil der Beschäftigungslosen in den Koh-
lerevieren des Ruhrgebiets mit rund 15 % (Bezirk
Duisburg 15,8 %, Recklinghausen 13,7 %, Gelsenkir-
chen 16,4 %) weit über dem westdeutschen Durch-
schnitt von 9,7 %. Auch im Saarland ist die Arbeits-
losigkeit in den Kohlefördergebieten überdurchschnitt-
lich hoch (Saarbrücken 13,9 %, Saarlouis 11 %)

Die Kohleregionen sind weiterhin Zielgebiete der euro-
päischen Regionalförderung (Ziel-2-Gebiete mit rück-
läufiger industrieller Entwicklung) und gleichzeitig
nationale Fördergebiete im Sinne von Artikel 92
Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag.
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Aufgrund der von Deutschland übermittelten Informa-
tionen und der von Deutschland eingegangenen Ver-
pflichtungen (siehe Abschnitt VIII dieser Entscheidung)
ist die für das Jahr 1998 vorgesehene Beihilfe mit der
Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS, insbesondere mit
den Artikeln 2 und 3, vereinbar.

V

Die für die Rücknahme der Fördertätigkeit gemäû
Artikel 4 der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS vor-
gesehene Beihilfe in Höhe von 3 164 Mio. DEM soll
die Differenz zwischen den Produktionskosten und
dem auf der Grundlage der Weltmarktbedingungen für
Kohle ähnlicher Qualität aus Drittländern von den
Vertragsparteien frei vereinbarten Verkaufspreis aus-
gleichen. Im Rahmen des Unternehmens RAG Aktien-
gesellschaft kommt sie den Bergwerken Fürst Leopold/
Wulfen, Ewald/Hugo, Haus Aden/Monopol und West-
falen zugute. Im Fall des Unternehmens Saarbergwerke
AG ist die Maûnahme für das Bergwerk Göttelborn/
Reden bestimmt.

Diese Beihilfe ist in ein Programm zur vollständigen
bzw. teilweisen Stillegung der genannten Bergwerke
einbezogen.

Die genannten Stillegungen sind Teil der Vereinbarung
vom 13. März 1997, die zwischen 1998 und 2002 zu
einer Verringerung der Produktionskapazitäten um 10
Mio. t (21 % der Produktionskapazitäten insgesamt)
und zum Abbau von 30 000 Arbeitsplätzen führen
wird.

Gemäû den Bestimmungen des Artikels 4 der Entschei-
dung Nr. 3632/93/EGKS werden die Förderstandorte
Göttelborn/Reden, Ewald/Hugo und Westfalen vor
dem Ablauf der Geltungsdauer der genannten Ent-
scheidung vollständig stillgelegt. Durch die Zusam-
menlegung von Bergwerken wird es zu Teilstillegungen
kommen, die zu einem anhaltenden und voraussicht-
lich erheblichen Rückgang der Fördertätigkeit vor
Ablauf der Geltungsdauer der Entscheidung führen
werden. Gemäû Artikel 2 Absatz 1 zweiter Gedanken-
strich der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS trägt diese
Beihilfe zur Lösung der sozialen und regionalen Pro-
bleme bei, die mit der vollständigen oder teilweisen
Rücknahme der Fördertätigkeit verbunden sind.

Der zwischen 1992 und 1998 zu verzeichnende Pro-
duktionsrückgang dürfte den von Deutschland vor-
gelegten Informationen zufolge 22 % betragen. Die für
das Jahr 1998 vorgesehene Beihilfe ist mit der Ent-
scheidung Nr. 3632/93/EGKS, insbesondere mit den
Artikeln 2 und 4, vereinbar.

VI

Die Beihilfe in Höhe von 81 Mio. DEM zur Finanzie-
rung der Prämien für die Bergarbeiter des deutschen

Steinkohlenbergbaus (¹Bergmannsprämienª), die bei
10 DEM pro Schicht unter Tage liegen, soll ein Anreiz
für qualifiziertes Personal sein, unter Tage zu arbeiten,
und die Rationalisierung der Produktion fördern. Aus
der Notifizierung Deutschlands geht hervor, daû diese
Beihilfe für die Bergarbeiter ein geldwerter Vorteil ist.
Obwohl die Bergmannsprämie nicht Bestandteil der
Produktionskosten der Steinkohleunternehmen ist,
trägt die Beihilfe zu einer Entlastung der Unternehmen
bei ihren Lohnkosten bei. Demnach handelt es sich bei
ihr um eine Beihilfe, die anhand von Artikel 3 der Ent-
scheidung Nr. 3632/93/EGKS zu prüfen ist.

Die vorgesehene Beihilfe trägt dazu bei, die Produktivi-
tät so weit wie möglich zu steigern, und erleichtert
dadurch die Umstrukturierung und Rationalisierung
im Steinkohlenbergbau. Sie trägt somit auch zur Errei-
chung des in Artikel 2 Absatz 1 erster Gedankenstrich
genannten Ziels bei, d. h. in Anbetracht der Kohle-
preise auf dem Weltmarkt weitere Fortschritte in Rich-
tung Wirtschaftlichkeit zu erzielen, um einen Abbau
der Beihilfen zu erreichen.

Bei der Beurteilung der Beihilfe hat die Kommission
gemäû Artikel 2 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich der
Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS dem Erfordernis
Rechnung getragen, die sozialen und regionalen Folgen
der Umstrukturierung so weit wie möglich abzuschwä-
chen.

Die Beihilfe trägt gemäû den Bestimmungen des Arti-
kels 3 der Entscheidung dazu bei, die unzureichende
Wettbewerbsfähigkeit der betreffenden Unternehmen
geringfügig zu verbessern, da die Produktivitätssteige-
rung infolge der Erhaltung einer qualifizierten Unter-
tagebelegschaft zu einer Verringerung der Produktions-
kosten führt.

Deutschland verpflichtet sich, daû diese Beihilfe
zusammen mit den anderen Beihilfen für die laufende
Produktion für kein Unternehmen oder für keine Pro-
duktionsstätte den Unterschied zwischen den Produk-
tionskosten und den voraussichtlichen Erlösen über-
steigt.

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen und der von
Deutschland mitgeteilten Informationen ist die für das
Jahr 1998 vorgesehene Beihilfe mit den Zielen der Ent-
scheidung Nr. 3632/93/EGKS und insbesondere mit
deren Artikeln 2 und 3 vereinbar.

VII

Die Beihilfe zur Deckung auûergewöhnlicher Belastun-
gen gemäû Artikel 5 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS zugunsten der Unternehmen RAG
Aktiengesellschaft, Saarbergwerke AG, Preussag
Anthrazit GmbH und Sophia Jacoba GmbH beträgt
1 011 Mio. DEM.
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Diese finanzielle Maûnahme umfaût erstens eine Bei-
hilfe in Höhe von 161 Mio. DEM zur Deckung auûer-
gewöhnlicher Belastungen zugunsten der Unternehmen
RAG Aktiengesellschaft, Saarbergwerke AG und
Preussag Anthrazit GmbH.

Diese Beihilfe dienst zur Deckung zusätzlicher Wasser-
haltungskosten für Betriebe, die im Rahmen der
Umstrukturierungsmaûnahmen stillgelegt wurden und
sich in der Nähe von aktiven Bergwerken befinden. Da
in den stillgelegten Bergwerken keine oder nur noch
eingeschränkte Wasserhaltung betrieben wird, flieût
Wasser, das in keiner Weise an die bestehende Produk-
tion gebunden ist, dem nahegelegenen aktiven Berg-
werk zu und verursacht zusätzliche Kosten. Dieses
Wasser muû überdies gereinigt werden.

Diese Beihilfe, die nicht mit der laufenden Produktion
zusammenhängt und ausdrücklich unter Abschnitt I
Buchstabe i) und Abschnitt II Buchstabe b) des
Anhangs der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS vorgese-
hen ist, deckt durch Umstrukturierungen verursachte
Aufwendungen für die Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung ab. Um den Anforderungen des Artikels
5 der Entscheidung zu genügen, darf die besondere
Beihilfe die Aufwendungen nicht übersteigen.

Die Kommission hat die Verträge zwischen der öffent-
lichen Hand und den Unternehmen sowie ± im Rah-
men einer Rechnungsprüfung ± die Angaben zu den
Kosten geprüft und festgestellt, daû die Beihilfe die
gebundenen Mittel nicht übersteigt.

Die dadurch möglich gewordene Entlastung der betrof-
fenen Unternehmen vermindert deren finanzielles
Ungleichgewicht und ermöglicht ihnen, ihre Tätigkeit
weiterzuführen. Damit entspricht die Beihilfe den in
Artikel 2 Absatz 1 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS genannten Zielen.

Die genannte finanzielle Maûnahme umfaût zweitens
eine Beihilfe zur Deckung auûergewöhnlicher Belastun-
gen in Höhe von 850 Mio. DEM zugunsten der Unter-
nehmen RAG Aktiengesellschaft, Saarbergwerke AG
und Sophia Jacoba GmbH

Diese Beihilfe soll die Kosten decken, die durch die
Umstrukturierung des Steinkohlenbergbaus entstehen
oder entstanden sind und nicht mit der laufenden Pro-
duktion zusammenhängen (Altlasten).

Diese Beihilfe ist das Ergebnis von Beschlüssen, die im
Rahmen der Kohlerunde vom 11. November 1991 von
Bergbau- und Stromerzeugungsunternehmen, der Bun-
desregierung, den Landesregierungen Nordrhein-West-
falens und des Saarlands sowie den Gewerkschaften

der Bereiche Bergbau und Stromerzeugung getroffen
wurde.

Sie ist zur Deckung folgender Kosten ± mit Ausnahme
der vom Staat als besonderer Beitrag im Sinne von
Artikel 56 EGKS-Vertrag übernommenen Kosten für
Sozialleistungen ± bestimmt: Belastungen durch die
Zahlung von Sozialleistungen, soweit sie auf die Ver-
rentung von Beschäftigten vor Erreichen des gesetzli-
chen Rentenalters zurückzuführen sind, andere auûer-
gewöhnliche Aufwendungen, soweit sie auf die Auf-
lösung von Arbeitsverhältnissen als Folge von
Umstrukturierungen und Rationalisierungsmaûnahmen
zurückzuführen sind, Rentenzahlungen und Abfindun-
gen auûerhalb der gesetzlichen Versicherung an infolge
von Umstrukturierungen und Rationalisierungsmaû-
nahmen ausgeschiedene Beschäftigte sowie an die vor
den Umstrukturierungen Anspruchsberechtigten, Liefe-
rungen von Deputatkohle an die infolge von Umstruk-
turierungen und Rationalisierungsmaûnahmen aus-
geschiedene Beschäftigten sowie an die vor den
Umstrukturierungen Bezugsberechtigten. In technischer
und finanzieller Hinsicht ist sie dazu bestimmt, durch
Umstrukturierungen verursachte zusätzliche Sicher-
heitsarbeiten unter Tage sowie auûerordentliche Sub-
stanzverluste, soweit sie durch Umstrukturierungen
von Unternehmen verursacht werden, zu decken.

Diese Beihilfe zur Deckung der ausdrücklich unter
Abschnitt I Buchstaben a), b), c), d), f) und k) des
Anhangs zur Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS genann-
ten Kosten darf besagte Kosten nicht überschreiten,
wenn sie mit den Bestimmungen des Artikels 5 der
Entscheidung in Einklang stehen soll.

Die Kommission hat die Angaben zu den Kosten im
Rahmen einer Rechnungsprüfung geprüft und fest-
gestellt, daû die Beihilfen die gebundenen Mittel nicht
übersteigen.

Die dadurch möglich gewordene Entlastung der betrof-
fenen Unternehmen vermindert deren finanzielles
Ungleichgewicht und ermöglicht ihnen dadurch, ihre
Tätigkeit weiterzuführen. Die Beihilfe entspricht somit
den in Artikel 2 Absatz 1 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS genannten Zielen.

VIII

Ziel ist eine Minimierung der Beihilfen; folgt man fer-
ner dem von Deutschland vertretenen Grundsatz, daû
Beihilfen nur für die Produktion zu gewähren sind, die
der Elektrizitätsgewinnung und der Eisen- und Stahl-
industrie der Gemeinschaft zugeführt wird, verpflichtet
Deutschland sich, die für Industrie und Hausbrand
bestimmte Produktion zu Preisen (Nettopreise ohne
Gewährung von Vergütungen) abzusetzen, die die Pro-
duktionskosten decken.
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Die Kommission nimmt zur Kenntnis, daû Deutsch-
land im Rahmen von Verordnungen die Maûnahmen
trifft, die notwendig sind, damit die aufgrund dieser
Entscheidung gewährten Beihilfen die Differenz zwi-
schen den Produktionskosten und dem auf der Grund-
lage der Weltmarktbedingungen von den Vertragspar-
teien frei vereinbarten Verkaufspreis für den Absatz an
kohleverbrauchende Unternehmen nicht übersteigen.
Die Beihilfen pro Tonne laufender Produktion dürfen
nicht dazu führen, daû die Preise für Gemeinschafts-
kohle unter denen für Kohle ähnlicher Qualität aus
Drittländern liegen. Ferner trägt Deutschland dafür
Sorge, daû die Beihilfen keine Wettbewerbsverzerrun-
gen bewirken und keine Diskriminierung zwischen
Kohleerzeugern sowie zwischen Kohlekäufern und
±verbrauchern in der Gemeinschaft verursachen.

Deutschland verpflichtet sich, im Rahmen der Bestim-
mungen des Artikels 86 EGKS-Vertrag dafür zu sor-
gen, daû die Beihilfen auf das unter Berücksichtigung
sozialer und regionaler Erwägungen im Zusammen-
hang mit dem Rückgang des Steinkohlenbergbaus in
der Gemeinschaft unbedingt erforderliche Maû
beschränkt werden und sie weder direkt noch indirekt
einen wirtschaftlichen Vorteil für eine andere Tätigkeit
als für die Steinkohlenförderung bewirken, zum Bei-
spiel für industrielle Tätigkeiten im Zusammenhang
mit der Förderung oder Umwandlung von Steinkohle
aus der Gemeinschaft.

Ferner weist die Kommission Deutschland darauf hin,
daû ein wesentliches Merkmal der Beihilfenregelung
darin besteht, daû die Beihilfen unbedingt dem
Gemeinschaftsinteresse entsprechen müssen und das
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes nicht stören
dürfen.

Damit die Kommission prüfen kann, ob die Produk-
tionsstätten, die Betriebsbeihilfen gemäû Artikel 3 der
Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS erhalten, tatsächlich
eine tendenzielle Senkung der Produktionskosten
gemessen an den Weltmarktpreisen herbeiführen, ver-
pflichtet sich Deutschland, der Kommission spätestens
bis zum 30. September jeden Jahres die Produktions-
kosten für das Vorjahr mitzuteilen sowie alle Angaben
gemäû Artikel 9 der Entscheidung Nr. 3632/93/EGKS.
Wenn die in Artikel 3 Absatz 2 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS festgelegten Bedingungen nicht erfüllt
werden können, schlägt Deutschland der Kommission
Korrekturmaûnahmen wie eine Überprüfung der Ein-
ordnung von Schachtanlagen nach den Artikeln 3 und
4 der Entscheidung vor.

Gemäû Artikel 3 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich und
Artikel 9 Absätze 2 und 3 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS muû die Kommission prüfen, ob die
für die laufende Produktion genehmigten Beihilfen den
Zielen der Artikel 3 und 4 der genannten Entscheidung
entsprechen. Deutschland teilt daher spätestens zum
30. September 1999 die Höhe der 1998 tatsächlich

ausgezahlten Beihilfen sowie eventuelle Anpassungen
der ursprünglich notifizierten Beträge mit. Deutschland
stellt anläûlich dieser jährlichen Aufstellung alle Infor-
mationen zur Verfügung, die zur Überprüfung der Ein-
haltung der in den genannten Artikeln festgelegten Kri-
terien erforderlich sind.

Bei der Genehmigung der Beihilfen hat die Kommis-
sion dem Erfordernis Rechnung getragen, die sozialen
und regionalen Folgen der Umstrukturierung so weit
wie möglich abzuschwächen Ð

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Deutschland wird ermächtigt, folgende Maûnahmen
zugunsten des Steinkohlenbergbaus zu treffen:

a) eine Betriebsbeihilfe gemäû Artikel 3 der Entschei-
dung Nr. 3632/93/EGKS in Höhe von 5 171 Mio.
DEM;

b) eine Beihilfe für die Rücknahme der Fördertätigkeit
gemäû Artikel 4 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS in Höhe von 3 164 Mio. DEM;

c) eine Beihilfe gemäû Artikel 3 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS in Höhe von 81 Mio. DEM zur
Erhaltung der Untertagebelegschaft (Bergmanns-
prämie);

d) eine Beihilfe gemäû Artikel 5 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS zur Deckung auûergewöhnlicher
Belastungen zugunsten der Unternehmen RAG
Aktiengesellschaft, Saarbergwerke AG und Preus-
sag Anthrazit GmbH in Höhe von 161 Mio. DEM;

e) eine Beihilfe gemäû Artikel 5 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS zur Deckung auûergewöhnlicher
Belastungen zugunsten der Unternehmen RAG
Aktiengesellschaft, Saarbergwerke AG und Sophia
Jacoba GmbH in Höhe von 850 Mio. DEM, die es
den Unternehmen ermöglicht, die Kosten zu dek-
ken, die durch die Umstrukturierung des Steinkoh-
lenbergbaus entstehen oder entstanden sind und
nicht mit der laufenden Produktion zusammenhän-
gen.

Artikel 2

Gemäû Artikel 86 EGKS-Vertrag verpflichtet sich
Deutschland, alle allgemeinen und besonderen Maû-
nahmen zu treffen, um den ihm aus dieser Entschei-
dung erwachsenden Verpflichtungen nachzukommen.
Deutschland stellt sicher, daû die genehmigten Beihil-
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fen nur für die genannten Zwecke verwendet werden
und daû alle nichtgetätigten, zu hoch angesetzten oder
fehlverwendeten Ausgaben im Zusammenhang mit den
in dieser Entscheidung genannten Posten an Deutsch-
land zurückgezahlt werden.

Artikel 3

Deutschland teilt spätestens am 30. September 1999
mit, welche Beträge im Laufe des Wirtschaftsjahres
1998 tatsächlich gezahlt wurden, und übermittelt die
Angaben gemäû Artikel 9 der Entscheidung Nr.
3632/93/EGKS.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutsch-
land gerichtet.

Brüssel, den 2. Dezember 1998

Für die Kommission

Christos PAPOUTSIS

Mitglied der Kommission
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